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vielfache Quantum von dem erzeugt und verkauft wird , was er
ſelbſt in harter Arbeit der ſpröden Natur ehrlich abringt . “

Aus der Debatte ging hervor , daß namentlich Preußen
ſich einer einheitlichen Kellerkontrolle widerſetzt ; es ſcheint
die Koſten dieſer Organiſation zu fürchten , und doch würden
in Berlin allein ſo viel an Strafgeldern eingehen als alle

0 Beamten koſten .

§ 92 . Im Intereſſe der zuckerrübenbautreibenden
0 Bevölkerung hat das Zentrum für folgende Reſolution ,

01 betreffend die Herabſetzung der Suckerſteuer , geſtimmt :
1. dem Reichstage noch in der gegenwärtigen Seſſion0 einen Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchen die

Zuckerſteuer von 14 Mark auf höchſtens 10 Mark
für den Doppelzentner herabgeſetzt wird ;

2. bei den handelspolitiſchen Verhandlungen mit den
Vereinigten Staaten von Amerika dafür Sorge zu
tragen , daß der deutſche Zucker mit dem kubaniſchen8 Zucker wie überhaupt mit dem Rohrzucker auf dem
amerikaniſchen Markte gleichgeſtellt werde . ( Nr . 339 . )

Auch dieſe Reſolution wurde einſtimmig angenommen .
25 *

*
In dieſen Abſchnitt ſind noch zu verweiſen , die Para⸗

graphen über die Fleiſchteuerungsinterpellation Geite 39 f. ),
den Servistarif ( Seite 67f . ) und die Portofreiheit für
Soldatenpakete ( Seite 68) .

C. Die Taͤtigkeit des Sentrums zugunſten

des Handwerkerſtandes .

§ 93 . Die Zentrumsfraktion des Reichstags hat
ſofort zu Beginn der Seſſion einen Initiativantrag aus⸗
gearbeitet , der als eine Art Handwerkerprogramm die⸗
jenigen Forderungen aufgenommen hat , welche nach Lage

Erzberger , Die Zentrumspolitik im Reichstage . 10
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der Sache in tunlichſt baldiger Zeit erreicht werden können .

Dieſer Antrag lautet :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstag

Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche

1. Beſtimmungen zur Umgrenzung von Fabrik und

Handwerk , insbeſondere ſoweit die Zugehörigkeit

zur Handwerks⸗ und Handelskammer in Betracht

kommen , feſtgeſetzt und unter Zuziehung der betei⸗

ligten Kreiſe Inſtanzen zur Entſcheidung der bezüg⸗

lichen Streitigkeiten geſchaffen werden ;
2. die Fabrikbetriebe mit handwerksmäßig ausgebildeten

Arbeitern zu denjenigen Koſten herangezogen werden ,

welche den Handwerkerorganiſationen für die ge⸗

werbliche Ausbildung des Handwerkerſtandes er⸗

wachſen ;
3. die Ausbildung von Lehrlingen in handwerksmäßigen

Betrieben nur ſolchen Perſonen geſtattet wird , welche

den Meiſtertitel ( R. G. O. § 133 ) zu führen berechtigt

ſind ;
4. die Grenzen der Zulaſſung zur freiwilligen Invaliden⸗

verſicherung für ſelbſtändige Handwerker und andere

Kleingewerbetreibende erweitert werden . “ ( Nr. 47. )

Der Antrag ſelbſt iſt noch nicht zur Beratung gelangt ;

dagegen ſind im Laufe des Winters von den Zentrums⸗

abgeordneten Erzberger und Trimborn dieſe Forderungen

alleſamt ſchon beſprochen worden .

§ 94 . Die Frage des Befähigungsnachweiſes im

Baugewerbe ſuchte der Bundesrat durch einen Geſetzentwurf

( Nr. 101 ) zu regeln , in welchem er zwar nicht den Be⸗

fähigungsnachweis aufnehmen , aber dafür beſtimmte , daß

der Betrieb des Gewerbes als Bauunternehmer verſagt

werden kann , wenn Tatſachen vorliegen , aus denen auf

Unzuverläſſigkeit zur Bauausführung geſchloſſen werden

kann . Während einerſeits der Entwurf hinter der Forde⸗

rung des Befähigungsnachweiſes zurückbleibt , geht er

anderſeits über dieſe wieder hinaus . Am 26 . Januar

1906 fand die erſte Leſung ſtatt . Der Kommiſſionsbericht
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( Nr . 361 ) erſchien am 27 . April ; der Reichstag wird den
Geſetzentwurf in zweiter Leſung im Herbſt beraten .

§ 95 . Die Einführung des kleinen Befähigungs⸗
nachweiſes , der darin beſteht , daß jeder , der Lehrlinge
halten will , auch eine Meiſterprüfung gemacht haben muß ,
iſt um ein Stück vorwärts gekommen . Der Staatsſekretär
will ſich über dieſe Frage „ erneut mit dem preußiſchen
Handelsminiſter in Verbindung ſetzen “ und auch die Frage
der obligatoriſchen Geſellenprüfung hierbei erörtern (84.
Sitzung vom 3. Februar 1906 8 . 982 ) . Auch in der
Kommiſſion für den in § 94 genannten Geſetzentwurf hat
Staatsſekretär Graf Poſadowsky beſtimmtere Zuſagen für
die nächſte Seſſion gemacht .

8. 96 . die Feſtſetzung der Begriffe Fabrik und Hand⸗
werk iſt beſonders von dem Abg . Erzberger gefordert
worden und er fand eine ſehr freundliche Antwort , deren
Kern dahin ging :

„ Soweit dieſe Forderung auf finanziellem Gebiete
liegt , iſt ſie , glaube ich, um ſo mehr berechtigt , als jetzt
über die Streitfrage , ob jemand zur Handelskammer Bei⸗
träge zu entrichten hat , das Verwaltungsſtreitverfahren
entſcheidet , und darüber , ob jemand zu den Innungen
Beiträge zu zahlen hat , die höhere Verwaltungsbehörde
zu entſcheiden hat . Infolgedeſſen gehen die Entſcheidungen
häufig auseinander . Es wird zwar ein allgemeines , für
alle Fälle durchſchlagendes Kriterium meines Erachtens
wohl nicht zu finden ſein . Aber die Frage läßt ſich viel⸗
leicht dadurch löſen , daß man für beide Streitfälle eine
einheitliche Inſtanz ſchafft , d. h. ſowohl für die Handels
kammer⸗ wie die Innungsbeiträge , und daß dieſe einheit⸗
liche Inſtanz von Fall zu Fall eine verſtändige Entſcheidung
nach Lage der Sache fällt . “ ( 34. Sitzung S . 982 . )

§ 97 . Die Heranziehung der Großbetriebe zu den
KMoſten der Handwerkerausbildung iſt vom Abg . Erzberger
in folgender Weiſe begründet worden :

„ In Verbindung mit einer ſolchen genaueren Fixierung
der Begriffe „ Fabrik “ und „ Handwerk “ ſcheint uns eine

10⁵
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zweite Frage zu ſtehen , und das iſt die , daß zu den Koſten

der Handwerkskammern , ſoweit ſolche für Lehrlingsaus⸗

bildung , Geſellen⸗ und Meiſterprüfungen und für Inſtitu⸗

tionen dazu verausgabt werden , die Großbetriebe heran⸗

gezogen werden . In Oſterreich iſt dies bereits der Fall .

In Oſterreich iſt auch feſtgeſtellt , daß 75 Prozent ſämt⸗

licher Lehrlinge , die das Handwerk ausbilden läßt , nachher
in die Großinduſtrie übergehen . In Deutſchland dürfte

meines Erachtens das Verhältnis ein ähnliches ſein . ( Sehr

richtigh ) Ich gebe zu , gewiſſe Unternehmungen bilden ihre

Lehrlinge ſelbſt aus , z. B. die Firma Krupp . Aber im

großen und ganzen wird es dochſo ſein , daß die Lehrlinge
bei einem Handwerksmeiſter ausgebildet werden und in

ihrem ſpäteren Leben als Fabrikarbeiter in der Groß⸗

induſtrie ihr Unterkommen finden . Nun aber müſſen die

Koſten für dieſe Ausbildung , für die Geſellen - und Meiſter⸗

prüfung , für die Geſellen⸗ und Meiſterkurſe vom Hand⸗
werk aufgebracht werden ; die Großinduſtrie aber , die doch
einen immenſen Vorteil von einer ſolchen fachgemäßen

Ausbildung der Lehrlinge und Geſellen hat , zahlt hierzu
keinen Pfennig . Welcher Modus zur Heranziehung der

Großbetriebe gefunden werden kann , ob man die Zahl
der handwerksmäßig ausgebildeten Arbeiter , das gewerb —

liche Kapital oder was ſonſt zur Grundlage nehmen ſoll ,
darüber brauche ich mich jetzt nicht zu verbreiten , das

ſcheint uns eine Frage der ſpäteren Zeit zu ſein . Wir

wollen nur das Prinzip ausgeſprochen wiſſen , daß die

Handwerker hier nicht zugunſten der Großinduſtrie belaſtet
werden . “ ( 35. Sitzung vom 5. Februar 1906 S . 1013 . )

Der Staatsſekretär hat zu dieſer Frage noch keine

Stellung genommen , wohl aber finden bereits Erhebungen
in der gewünſchten Richtung ſtatt .

§ 98 . Die Fragebogen der Handwerkerenquete ſind

jetzt eingegangen , aber das „ Material über die Organi⸗

ſation des Handwerks iſt ein ſo ungeheures , daß wahr⸗

ſcheinlich ein , vielleicht zwei Jahre für das Statiſtiſche Amt

notwendig ſein werden , um dieſes Material zu bearbeiten .
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Sie dürfen alſo eine Denkſchrift über das Material vor
zwei Jahren unter keinen Umſtänden erwarten . “ ( 34. Stzg .
vom 3. Februar 1906 S . 983 . )

5 *
*

Der Vollſtändigkeit halber ſei noch darauf hingewieſen ,
daß der Antrag des Zentrums auf Kündigung der kolo⸗
nialen Lieferungsverträge ( Seite 39 ff . ) auch für das Hand⸗
werk von Bedeutung iſt , da bei freier Wettbewerbung das
Handwerk für dieſe Lieferungen in Betracht kommt (Be⸗
kleidung und Lederwaren ) .

D . Die Taͤtigkeit des Zentrums zugunſten

des kaufmaͤnnilchen Mittelſtandes .

§ 99 . Ahnlich wie für das Handwerk , ſo hat auch
für den kaufmänniſchen Mittelſtand das Zentrum eine Art

Mittelſtandsprogramm zu Beginn der Seſſion aufgeſtellt
und in dieſem Antrag ( Nr . 72 ) ſolche Forderungen auf⸗
genommen , die in abſehbarer Zeit erreicht werden können .
Der Antrag lautet :

„ die verbündeten Regierungen um Vorlegung von

Geſetzentwürfen zu erſuchen , durch welche
1. das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb ent⸗

ſprechend erweitert, das Ausverkaufsweſen geregelt
und das Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte einer

ſeine Härten beſeitigenden Reviſion unterzogen
wird ;

2. beſondere , tunlichſt aus dem Kaufmannsſtande zu
berufende Aufſichtsbeamte — Handelsinſpektoren
—eingeführt werden , welche an Stelle der Polizei⸗

beamten die Durchführung der Beſtimmungen zum
Schutze der Gehilfen und Lehrlinge überwachen ;

dabei auch in Erwägung darüber einzutreten ,
ob und wie dieſe Aufſichtsbeamten für die Kontrolle
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